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Stellungnahme zum Klimaschutzprogramm der Bundesregierung

Sehr geehrte Damen und Herren im BMUKN,

vielen Dank für die Eröffnung eines transparenten und konstruktiven Dialogs.

Wir nehmen gerne die Möglichkeit wahr, Anregungen für die Weiterentwicklung des Klima-
schutzgesetzes einzubringen. Mit unseren Vorschlägen wollen wir dazu beitragen, dass Deutsch-
land spätestens bis 2045 treibhausneutral wird und die vereinbarten Klimaziele von Paris 2015
einhält.

Unsere Stellungnahme gliedert sich in eine Zusammenfassung mit den wichtigsten Vorschlägen.
Darin wird auf Anlagen verwiesen, die den jeweiligen Themenbereich etwas ausführlicher be-
gründen.
Wir sind gespannt auf das weitere Vorgehen und werden unsere Expertise gerne weiter einbrin-
gen.

Mit freundlichem Gruß
Kurt Gramlich
Vorstand (Vorsitzender)
Klimaschutz im Bundestag e.V.
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Stellungnahme zur Umfrage des BMUKN zum Klimaschutzprogramm

1. Welche zusätzlichen, konkreten Maßnahmen in den Sektoren Energiewirtschaft, Industrie, Verkehr, 
Gebäude, Landwirtschaft und Landnutzung/Forst (auch sektorübergreifende Maßnahmen), bzw. 
Änderungen bestehender Maßnahmen können dabei helfen, diese Ziele sicher zu erreichen? Welche 
finanziellen oder rechtlichen Voraussetzungen, einschl. Ordnungsrecht, sind dafür erforderlich? 

Es  geht  jetzt  in  erster  Linie  darum,  bereits  verabschiedete  Regelungen  und  Maßnahmen  zielorientiert  
nachzuschärfen  und  vor  allem  konsequent  und  systemorientiert  umzusetzen.  Zusätzliche  Regelungen  und 
Maßnahmen sollten höchstens in sehr wenigen und besonders gut begründeten Ausnahmen ergänzt werden. 
Insgesamt  muss  die  Förderung  der  zügigen  Umsetzung  des  heute  effektiv  Machbaren  ins  Zentrum  des  
klimapolitischen Handelns gerückt werden. Drei Eckpunkte, die den dafür passenden Rahmen setzen, werden 
nachfolgend kurz zusammengefasst und in den Anlagen detaillierter erläutert.

1.1 Ein spürbarer CO2-Preis für alles und alle.
Alle Treibhausgasemissionen sind klimaschädlich, unabhängig davon, wodurch oder durch wen sie entstehen. 
Eine über alle Sektoren und Bevölkerungsgruppen gleiche Bepreisung der tatsächlich emittierten Mengen sollte  
insbesondere bei der jetzt verschobenen Umsetzung des ETS2 das Ziel sein, denn dies hat u.a. folgende Vorteile:
 Kompensationsleistungen  für  Klimafolgeschäden können verursachergerecht  refinanziert  werden  (Anlage 

„nEHS und ETS1“).
 Monitoring und Abrechnung werden erheblich vereinfacht (Stichwort „Bürokratieabbau“)
 Grenzanpassungsmechanismen  (CBAM)  zum  klimagerechten  Schutz  der  heimischen  Produktion  können 

einfach und transparent umgesetzt werden (Anlage „Vorschlag CBAM“).
 Die Systemische Wirkung des Emissionshandels über alle Sektoren hinweg wird gefördert.
 Innovative  emissionsnegative  Lösungen  können  über  alle  Sektoren  refinanziert  werden  (z.B.  Anlage 

„Biokohle“)

1.2 Zügige Umsetzung von unmittelbar wirksamen Klimaschutzmaßnahmen.
Erneuerbare  Energieanlagen  sollten  beschleunigt  ausgebaut  werden.  Die  Maximierung  der  Nutzung  bereits  
installierter  Erzeugungskapazitäten  für  erneuerbare  Energie  (Wind,  PV,  Biogas)  sollte  Vorrang  vor  der 
Neuinstallation  (Gaskraftwerke,  Übertragungsnetzausbau)  und  dem  Warten  auf  „Zukunftstechnologien“ 
(Wasserstoff,  Kernfusion)  haben.  Neben  Kurzzeitspeichern  (Batterien)  braucht  es  dazu  auch  stoffiche 
Energiespeicher,  die erneuerbare Energie über Wochen und Monate speichern und nutzbar machen können  
(Anlage „Saisonale Energiespeicherung“).

1.3 Subventionen ausschließlich für den Übergang zu enkeltauglichen Lösungen.
Öffentlich geförderte Maßnahmen sollten sich v.a. auf Investitionen fokussieren, die den strukturellen Umbau 
der Energie-,  Industrie- und Infrastruktur zu langfristig tragfähigen Lösungen leisten. Beispielsweise kann die  
möglichst weitgehende lokale Nutzung erneuerbarer Energien im Umfeld ihrer Erzeugung den Bedarf für den 
Ausbau  der  Übertagungsnetze  sowie  den  Zubau  wenig  genutzter  Spitzenlastkraftwerke  deutlich  reduzieren.  
Geringere Infrastrukturinvestitionen vermeiden zusätzliche Fixkostenanteile im Strompreis.  Konsumorientierte 
Subventionen wie eine reduzierte Gasspeicherumlage oder der Industriestrompreis zementieren langfristig nicht  
tragfähige Strukturen und sollten zurückgefahren werden.

1.4 Eine neue Siedlungspolitik, um die gesellschaftlichen Herausforderungen synergetisch zu lösen
Das  aktuelle  Siedlungsmodell  ist  nicht  in  der  Lage,  die   akuten  gesellschaftlichen  Herausforderungen  zu 
bewältigen.  Wir  schlagen  ein Siedlungsmodell  vor,  das  konsequent  nach  innen  gerichtet  ist  und  einen 
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wesentlichen  Beitrag  leisten  kann,  die  Wohnungsnot  zu  lindern,  die  Flächenziele  zu  erreichen,  die 
Biodiversitätskrise abzumildern und zugleich den Katastrophenschutz zu stärken. Darüber hinaus ermöglicht es  
insbesondere in den Sektoren Verkehr und Gebäude das Erreichen der Klimaziele und trägt zur Erhaltung einer 
produktiven, heimischen Landwirtschaft bei.

Dieses Modell basiert auf einer Kombination aus baulichen und organisatorischen Maßnahmen, die es erlauben,  
die  ungedeckten  Wohnungsbedarfe  in  der  Bundesrepublik  Deutschland  durch  versiegelungsarme  Nach-
verdichtung im Innenbereich zu decken. Voraussetzung hierfür ist ein stringenter, systematischer Ansatz, um die  
vorhandenen Potenziale im Bestand konsequent zu erschließen (Anlage „Synergetisches Siedlungsmodell“).

2. Wie  kann  das  Klimaschutzprogramm  so  ausgestaltet  werden,  dass  es  vulnerable  Gruppen  und 
insbesondere  Haushalte  mit  niedrigem  Einkommen  nicht  überfordert,  eine  faire  Verteilung  der 
Kosten  und  Nutzen  gewährleistet  und  eine  hohe  gesamtgesellschaftliche  Akzeptanz  findet?
Die  Kosten  von  klimaschädlichem  Verhalten  (z.B.  durch  Individualverkehr)  müssen  genauso  dem 
Verursacher zugeschrieben werden wie klimapositives Verhalten (z.B.  energiebewusstes Heizen)  für 
diejenigen positiv spürbar sein muss, die sich darum effektiv bemühen, und zwar im Sinne von „CO2-
Preis für alles und alle“ (1.1) unabhängig von der sozialen Situation. Die Sicherung des Lebensunterhalts 
sollte durch gezielte Sozialleistungen (z.B.  Wohngeld,  Kindergeld,  subventionierte ÖPNV-Leistungen) 
erfolgen, nicht durch Ausnahmeregelungen bei der Bürgerverantwortung für den Klimaschutz.
Auf  Wohnraumsuffizienz  (vgl.  1.4)  ausgerichteter  sozialer  Wohnungsbau,  der  klimaschonende 
Quartierlösungen fördert, ist ein sowohl sozial- als auch klimapolitisch positiv wirkender Baustein für  
ein zukunftsfähiges Zusammenleben. Diesen gilt es gegenüber der Förderung von Einfamilienhäusern 
zu begünstigen.

3. Welche  Änderungen  von  Rahmenbedingungen  und  Anreizen  können  dabei  helfen,  weitere 
Investitionen  in  die  Transformation  zur  Klimaneutralität  und  die  Marktdurchdringung  von 
Schlüsseltechnologien  für  die  Klimaneutralität  zu  beschleunigen?  Wie  kann  dabei  die 
Wettbewerbsfähigkeit  der  deutschen  Industrie  gestärkt  werden?  Wie  kann  die  Wirksamkeit 
marktwirtschaftlicher Instrumente bestmöglich gewährleistet werden? 
Die Nutzung erneuerbarer Energien und eine stärker kreislauforientierte Wirtschaft verlangen mehr 
dezentrale Anlagen,  die im Vergleich zu den auf fossile Rohstoff- und Energieträger ausgerichteten 
heutigen  Produktions-  und  Energieerzeugungsanlagen  kleinere  Kapazitäten  haben.  Vordergründige 
Skalennachteile  können  durch  eine  serielle  Fertigung  der  notwendigen  Anlagenkomponenten 
kompensiert werden, zum Beispiel: (1) H2-Elektrolyseuere, (2) Dezentrale Modulare Chemieanlagen für 
die Herstellung saisonaler Speicherstoffe z.B. Methanol, Biomethan, Ammoniak, (3) Wärmepumpen mit 
natürlichen Kältemitteln. 
Auf der Basis der Expertise in der Serienfertigung von Autos ist Deutschland dafür fachlich besonders 
gut positioniert. Qualifizierte Arbeitsplätze und Fertigungsanlagen, die durch die reduzierte Fertigungs-
tiefe im Autobau unter Druck geraten, können für zukunftsfähige Technologien umgewidmet werden.

4. Wie kann das  Klimaschutzprogramm Impulse  zur  Belebung der Konjunktur  geben? Worauf  sollte 
angesichts  der  substanziellen  Konsolidierungsbedarfe  im  Bundeshaushalt  sowie  der  gebotenen 
Kosteneffizienz besonderes Augenmerk gelegt werden?
Wie bereits unter 3. dargestellt, müssen Investitionen in die Entwicklung, Fertigung und lokale Nutzung 
von zukunftsfähigen Lösungen unterstützt werden.  Dagegen muss die Konsumförderung für langfristig 
nicht tragfähige Strukturen (z.B. Gasspeicherumlage, Industriestrompreis) zurückgefahren werden, da 
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beispielsweise  Strukturnachteile  der  energieintensiven  Industrien  (z.B.  Roheisenerzeugung, 
Basischemikalien)  gegenüber  anderen  Regionen  niemals  ausgeglichen  werden  können.  Gleichzeitig 
müssen die Grenzausgleichsmechanismen so adaptiert werden, dass die heimische Fertigung auch auf 
der Basis von importierten Grundstoffen global wettbewerbsfähig bleibt (Anlage „Vorschlag CBAM“).

5. Wie kann das Klimaschutzprogramm dazu beitragen, das Zusammenwirken bei der Umsetzung von 
Klimaschutzmaßnahmen zwischen Bundes-, Landes- und kommunaler Ebene zu optimieren?
Gerade für die Energieversorgung im kommunalen und gewerblichen Bereich muss der Grundsatz: „So 
dezentral wie möglich, so zentral wie nötig.“ konsequent gelebt werden (Anlage „Kommunale sektor- 
und  spartenübergreifende  Energieleitplanung  KSSE“).  Dies  senkt  die  Infrastrukturkosten,  stärkt  die 
lokale  bürgerliche  Verantwortung  und  steuert  gewerbliche  Aktivität  nach  marktwirtschaftlichen 
Kriterien, z.B. über verursachergerechte lokale Energiepreise. Die Nutzung erneuerbarer Energien und 
auch  die  Kreislaufwirtschaft  erfordern  ein  deutlich  dezentraleres  und  besser  an  die  lokalen 
Gegebenheiten, z.B. die Verfügbarkeit von erneuerbarer Energie, angepasstes Handeln, als dies auf der 
Basis fossiler Rohstoff- und Energieträger notwendig war. Deshalb muss die Regulatorik Energieplanung 
zukünftig stärker bottom-up möglich machen, z.B. durch lokale statt bundesweit gleicher Strompreise. 
Dies steigert die Attraktivität lokaler Investitionen von z.B. Bürgerenergiegenossenschaften nicht nur in 
die  Erzeugung,  sondern  auch  in  die  Speicherung  und  Nutzung  erneuerbarer  Energien,  z.B.  über 
Nahwärmenetze im Rahmen der kommunalen Wärmeleitplanung.
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Anlage „nEHS und ETS1“

Verfasser: Martin Ufheil, Klimaschutz im Bundestag e.V.

Die  Transformation  bietet  viele  Wachstumschancen  für  den  Industriestandort  Deutschland.  Um  diese 
Chancen nutzen zu können, braucht es vor allem Planungssicherheit, Berechenbarkeit, Transparenz und 
identische Preise für alle Marktteilnehmer. Um diese Prinzipien für alle Marktteilnehmer sicherzustellen,  
muss folgendes gewährleistet sein: 

a. Ein spürbarer CO2-Preis für alles und alle. 
Der Emissionshandel erreichte im Jahr 2025 Rekordeinnahmen in Höhe von 21 Mrd. €. Wobei 75% 
der Einnahmen durch den nationalen Emissionshandel und nur 5,1 Mrd. € durch den ETS1 erzielt 
wurden. Dies bei weitgehend gleichen Emissionen in den beiden sehr unterschiedlichen Märkten. 

Bezogen auf die tatsächlichen Emissionen sind die Preise im nationalen Emissionshandel somit 
300% höher als die Preise im ETS 1. Ein wesentlicher Grund hierfür sind die unzähligen kostenfreien 
Zertifikate, die im ETS1 nach wie vor vorhanden sind. An der Schwelle des Übergangs zum ETS 2 
muss diese Ungleichbehandlung beendet werden.

Ein spürbarer, berechenbar, planbarer und identischer CO2-Preis für alles und alle. 
Dies bedeutet konkret für die weitere Ausgestaltung des ETS 1 und ETS 2:

 Gleicher Preis für alles und alle:
Ein einheitlicher Markt für ETS 1 und ETS 2 mit identischen Preisen in Gesamt-Europa ohne jede 
Ausnahme (wie z.B. subventionierte Zertifikate). Die verbliebenen kostenfreien Zertifikate 
müssen bezüglich deren Gültigkeit begrenzt und in beiden Märkten angewandt werden können.

 Berechenbarkeit, Planbarkeit & Ehrlichkeit:
Ein berechenbares, ansteigendes Preisband (max. Schwankungsbreite ca. 20, - €/t) in beiden 
Märkten mit einem CO2-Preis der im Jahre 2035 zumindest die Schadenskosten der CO2-
Emissionen deckt. Laut UBA entspricht dies einem Preis von mehr als 250,- €/t (in Preisen 2023

 Aufrechterhaltung des EEG im bisherigen Umfang, um durch den forcierten Ausbau der 
Erneuerbaren die CO2-Emissionen deutlich zu senken und Preis-Explosionen im ETS 
entgegenzuwirken.

b. Die Einnahmen aus der CO2-Bepreisung ausschließlich zur Beschleunigung der Transformation 
sowie  zur  Schadensbewältigung  verwenden:

Etwa  50%  der  Einnahmen  aus  dem  Emissionshandel  werden  aktuell  zur  Subvention  von 
Netzentgelten, Gasspeicherumlage, Strompreiskompensation und Industriestrompreis verwendet.

Statt die Transformation zu fördern, führt dies zur Senkung der Energiekosten und damit zu völligen 
Fehlanreizen. Ein Großteil dieser Subventionen fließt an die Teilnehmer im ETS 1 obwohl diese nur 
zu 25% der Einnahmen beigetragen haben. Wie vermuten, dass die Subvention der Teilnehmer im 
ETS 1 die Einnahmen aus dem ETS 1 deutlich überschreitet.  Die Subvention von Energiepreisen 
muss gestoppt werden. Die Einnahmen aus dem Emissionshandel dürfen zukünftig ausschließlich 
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für die Transformation und die Schadensbeseitigung verwendet werden. Wenn die energieintensive 
Industrie gefördert werden soll, dann ggf. über eine Subvention der Arbeitskosten.

c. Subventionen ausschließlich für den Übergang zu enkeltauglichen Lösungen.
Eine klimagerechte Marktwirtschaft funktioniert nun mal nicht in dem Energiepreise massiv 
subventioniert werden. Die wichtigsten Stichworte zu Fehlanreizen für nicht enkeltaugliche 
Lösungen sind u.a. den Veröffentlichungen des UBA zu entnehmen. Hier eine unvollständige 
Zusammenfassung:
- Mehrwertsteuerbefreiung für internationale Flüge: ca. 4,4 Mrd. €/a.
- Steuerbefreiung für Flugbenzin: ca. 7,5 Mrd. €/a
- Senkung der Luftverkehrssteuer: ca. 0,35 Mrd. €/a
- Fehlende CO2-Besteurung im Luftverkehr (unklar)
- Dienstwagenprivileg: ca. 3,1 Mrd. €/a
- Dieselprivileg: ca. 8 Mrd. €/a.
- Kosten für Redispatch statt unterschiedlicher Preiszonen in Deutschland: (unklar)
- neue Gaskraftwerke (noch offen)
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Anlage „Vorschlag CBAM“

Verfasser: Jörg Unger, Klimaschutz im Bundestag e.V.

Der  EU-Binnenmarkt  ist  attraktiv,  weil  er  mit  ca.  450  Millionen  Einwohnern,  knapp  6%  der 
Weltbevölkerung, nicht nur groß, sondern im globalen Vergleich auch hochwertig (16% des globalen 
BIP) ist. 

Ein  wesentlicher  Treiber  des  Wohlstands  in  Europa  ist  die  hochintegrierte  Industrielandschaft  mit 
großer Fertigungstiefe. Demgegenüber sind die lokal verfügbaren fossilen und erneuerbaren lokalen 
Energiequellen im Vergleich zu anderen Weltregionen, z.B. dem Nahen Osten, verhältnismäßig gering.

Deshalb stellts ich die Frage, welcher Aufwand gerechtfertigt ist, um die etablierte energieintensive 
Produktion  von  Grundstoffen  wie  z.B.  Roheisen  und  Basischemikalien  trotz  dieser  strukturellen 
Nachteile in Europa zu halten, wenn gleichzeitig auch die dafür notwendigen Rohstoffe wie Eisenerz 
oder petrochemische Rohstoffe importiert werden müssen. Alternativ kann die Versorgung der für das 
BIP besonders wichtige verarbeitende Gewerbe zukünftig zumindest teilweise stärker durch Importe 
von Grund- statt Rohstoffen gedeckt werden, die in Regionen mit besserer Energieverfügbarkeit (z.B. 
Naher Osten, Südostasien, Chile, Australien) hergestellt werden. 

Aus wirtschaftlicher und klimapolitischer Sicht sind dafür aber Grenzanpassungsmechanismen (CBAM) 
erforderlich, die

1. die globale Wettbewerbsfähigkeit von Exporten der heimischen weiterverarbeitenden Industrie 
erhalten und

2. Produkten mit einem größeren ökologischen Fußabdruck, z.B. aufgrund der Verwendung fossiler 
Rohstoffe, im europäischen Binnenmarkt keinen Kostenvorteil ermöglichen.

Dazu sollte der Grenzanpassungsmechanismus (CBAM) so weiterentwickelt werden, dass
1. importierte Grundstoffe (z.B. grauem Stahl, fossil-basierte Kunststoffe) entsprechend ihres CO2-

Fußabadrucks zunächst mit einer entsprechenden CO2-Abgabe belegt werden (Scope 3), die 
aber beim Export von damit hergestellten Gütern (z.B. Maschinen) gemäß dem Anteil der 
verwendeten importierten Grundstoffe im Exportgut rückvergütet wird.

2. im EU-Binnenmarkt verbleibende Produkte mit einer Abgabe belegt werden, die dem Preis der 
in der konventionellen Herstellung des Produkts entstehenden CO2-Mengen (Scope 3) 
entspricht.

Durch einen derartigen Ansatz wird die Exportfähigkeit der verarbeitenden Industrie nicht gefährdet 
und gleichzeitig sichergestellt, dass die Teilhabe am hochwertigen europäischen Binnenmarkt für 
Produkte mit großem ökologischem Fußabdruck wirtschaftlich nicht attraktiver ist als das Angebot von 
Produkten mit kleinerem ökologischem Fußabdruck.
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Anlage „Biokohle“

Verfasser: Hansjörg Lerchenmüller, LERCHENMÜLLER Consulting

Negative  Emissionen  werden  für  das  Erreichen  der  Klimaneutralität  unverzichtbar  sein.  Neben 
großskaligen  Technologien,  die  den Aufbau einer  CO₂-Infrastruktur  erfordern,  bietet  die  Biomasse-
Pyrolyse einen sofort verfügbaren, kosteneffizienten und regional integrierbaren Ansatz zur Erreichung 
negativer Emissionen.

Pyrolyseanlagen leisten zugleich einen wichtigen Beitrag zur Defossilisierung der Energieversorgung, 
indem  sie  erneuerbare  Wärme  für  kommunale  und  industrielle  Nah-  und  Fernwärmenetze  sowie 
teilweise auch erneuerbaren Strom bereitstellen.

Im  Pyrolyseprozess  entsteht  biogener  Kohlenstoff  (Biochar).  Dieser  kann  entweder  dauerhaft 
kohlenstoffbewahrend eingesetzt  werden – etwa in  der Landwirtschaft, in Kultursubstraten oder in 
Baustoffen – und ermöglicht damit permanente negative Emissionen (Carbon Removal). Alternativ kann 
biogener Kohlenstoff als Ersatz für fossilen Kohlenstoff in der metallurgischen Industrie genutzt werden, 
beispielsweise  als  Ersatz  für  Koks,  und  vermeidet  so  unmittelbar  fossile  Emissionen.  In  diesen 
Anwendungen  kann  die  Klimawirkung  vergleichbar  oder  sogar  höher  sein  als  bei  einer  reinen 
Kohlenstoffspeicherung.

Biochar  Carbon  Removal  verbindet  damit  Klimaschutz,  erneuerbare  Energie,  industrielle 
Defossilisierung und regionale Wertschöpfung in einem skalierbaren Ansatz.

Ein  verlässlicher  CO₂-Preis  von  150–250  €/t  CO₂  für  Biochar  Carbon  Removal  –  etwa  über  ein 
öffentliches  Beschaffungsprogramm  –  würde  ausreichen,  um  Investitionen  auszulösen  und  den 
Markthochlauf zu ermöglichen. Diese Kosten liegen deutlich unter denen von BECCS (ca. 300–450 €/t 
CO₂). Für die metallurgische Nutzung biogenen Kohlenstoffs wäre bereits ein stabiler Kostenvorteil von 
ab rund 150 €/t CO₂ ausreichend, um eine breite Substitution fossiler Einsatzstoffe zu ermöglichen.
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Anlage „Synergetisches Siedlungsmodell“

Verfasser: Philipp George, Klimaschutz im Bundestag e.V. 

Ausgangslage

Die Sektoren Verkehr und Gebäude gehören seit Jahren zu den größten Problemfeldern der deutschen 
Klimaschutzpolitik. Die jüngsten verfügbaren Zahlen für das Jahr 2025 zeigen, dass die Emissionen in beiden 
Sektoren sogar gestiegen sind (Agora Energiewende, 2026).

Zwar  konnten  beim  spezifischen  Raumwärmebedarf  Effizienzfortschritte  erzielt  werden,  diese  werden 
jedoch nahezu vollständig durch die kontinuierliche Zunahme der Pro-Kopf-Wohnfläche kompensiert. Zum 
Jahresende 2025 ist die durchschnittliche Wohnfläche pro Person auf ein historisches Hoch von 49,2 m² 
gestiegen (Destatis, 2025). Gleichzeitig stagniert die Wohnzufriedenheit, was darauf hindeutet, dass die 
Flächeneffizienz im Wohnbereich in Deutschland seit Jahren abnimmt.

Diese Entwicklung verweist auf eine erhebliche Fehlallokation von Wohnraum, die sich auch empirisch 
belegen lässt:  10,5  % der Wohnungen in  Deutschland gelten  als  überbelegt  (Destatis,  2021),  während 
gleichzeitig 19 % der Wohnungen als unterbelegt einzustufen sind (Lage et al., 2024).

Im Bereich einer zukunftsorientierten Siedlungs- und Stadtentwicklung existieren in Deutschland bereits 
zahlreiche Leuchtturmprojekte. Was bislang fehlt, ist jedoch deren systematische Skalierung in die Breite 
und die Etablierung eines neuen, allgemein gültigen Standards. Die gesellschaftlichen Herausforderungen 
im Wohnbereich sind vielfältig – von Vereinsamung über Mieterüberlastung bis hin zur Überbelegung – 
und das derzeit vorherrschende siedlungspolitische Leitbild ist nicht in der Lage, darauf angemessen zu 
reagieren. Zugleich führt Unterbelegung nicht nur zu ineffizienter Flächennutzung, sondern kann ebenfalls  
soziale Isolation und finanzielle Belastungen nach sich ziehen.

Gleichzeitig sprechen mehrere Ausgangsfaktoren dafür, dass eine Kehrtwende möglich ist.  Neue Unter-
suchungen des  europäischen Forschungsprogramms CircEUlar  zeigen,  dass rund 30 % der Bevölkerung 
grundsätzlich bereit wären, ihre Wohnfläche zu reduzieren ( CircEUlar, 2025).

Der  Flächenverbrauch  durch  Siedlungsexpansion  bleibt  jedoch  weiterhin  hoch.  Das  Thünen-Institut 
berechnet, dass allein im Zeitraum von 2023 bis 2030 der Landwirtschaft rund 219.000 ha Fläche durch  
Siedlungsexpansion verloren gehen – dies entspricht etwa 85 % der Fläche des Saarlands (Thünen-Institut, 
2023). Ausgleichsflächen, die häufig ebenfalls zulasten der Landwirtschaft gehen, sind dabei noch nicht 
berücksichtigt.

Vor dem Hintergrund des Ziels, die Abhängigkeit von fossilen Energieträgern vollständig zu überwinden und 
das  Wirtschaftsmodell  schrittweise  in  Richtung  Bioökonomie  zu  transformieren,  ist  der  Erhalt  
leistungsfähiger  landwirtschaftlicher  Flächen von zentraler  Bedeutung.  Angesichts  des  fortschreitenden 
Klimawandels  und  der  zunehmenden  Extremwetterereignisse  werden  landwirtschaftliche  Erträge 
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unsicherer, wodurch der Schutz fruchtbarer Böden zu einer vorrangigen gesamtgesellschaftlichen Aufgabe 
wird.

Hinzu kommt, dass etwa 40 % der Neubauaktivitäten in übersättigten Wohnungsmärkten stattfinden und 
damit erhebliche Ressourcen binden, ohne zur Linderung der Wohnungsnot beizutragen (Empirica, 2024).

Soll  das  Flächenziel  für  2030 – eine tägliche Inanspruchnahme von weniger als  30 ha – noch erreicht 
werden, bedarf es daher eines dezidierten, systematischen Vorgehens. Vor diesem Hintergrund stellt sich 
die zentrale Frage, ob künftige Wohnbedarfe tatsächlich durch eine versiegelungsarme Innenentwicklung 
gedeckt werden können. Wissenschaftliche Untersuchungen zeigen, dass allein in den Ballungsräumen – 
also  genau  dort,  wo  der  Wohnraummangel  besonders  ausgeprägt  ist  –  etwa  2,3  bis  2,7  Millionen 
Wohneinheiten  durch  Aufstockung,  Umnutzung  sowie  die  Kombination  von  Wohnen  und  Gewerbe 
realisiert werden könnten (Tichelmann et al., 2019).

Damit liegen wissenschaftlich fundierte Lösungsansätze vor, die sowohl die Umweltziele berücksichtigen als 
auch eine hohe soziale Akzeptanz erwarten lassen.

Maßnahmen und Effekte

Stärkung des Bestandsschutzes bei Aufstockungen

Aufstockungen stellen ein besonders effektives Instrument dar, um schnell, kostengünstig, flächenneutral  
und  klimaschonend  zusätzlichen  Wohnraum  zu  schaffen.  Der  Gesetzgeber  sollte  diese  Form  der 
Wohnraumschaffung gezielt fördern. Neben finanziellen Förderinstrumenten ist hierfür insbesondere eine 
rechtliche  Klarstellung  erforderlich.  Derzeit  scheitern  viele  Vorhaben  daran,  dass  Aufstockungen 
richtigerweise  als  wesentliche  Änderung  eingestuft  werden  und  dadurch  der  Bestandsschutz  für  das 
gesamte Gebäude entfällt. Dies kann Aufstockungsprojekte prohibitiv verteuern. Während es unstrittig ist,  
dass der neu geschaffene Wohnraum aktuellen Anforderungen entsprechen muss, sollte dringend geprüft 
werden, ob der Wegfall des Bestandsschutzes für das Bestandsgebäude zwingend erforderlich ist. 

Um  Fortschritte  zu  erzielen,  müssten  die  Landesbauordnungen  entsprechend  angepasst  werden.  Eine 
modellhafte Regelung in  der  Musterbauordnung könnte hierbei  eine wichtige Orientierung bieten.  Die 
Deckung von Wohnungsbedarfen durch Aufstockungen ist sehr klimafreundlich, da aus statischen Gründen 
fast immer Holz zum Einsatz kommt und keine zusätzliche Infrastruktur gebaut werden muss.

Einführung von Aufstockungsgeboten

Kommunen sollten die Möglichkeit erhalten, gegenüber Wohnungsunternehmen Aufstockungsgebote aus-
zusprechen. Ein solches Instrument würde es ermöglichen, in angespannten Wohnungsmärkten vergleichs-
weise schnell  und kostengünstig zusätzlichen Wohnraum zu schaffen. Im Sinne der Verhältnismäßigkeit 
müssten  Wohnungsunternehmen die  Möglichkeit  haben,  ein  solches  Gebot  abzuwehren,  sofern  nach-
gewiesen werden kann, dass eine Aufstockung wirtschaftlich nicht darstellbar oder bauphysikalisch nicht  
umsetzbar ist, etwa aufgrund unzureichender Tragfähigkeit des Bestandsgebäudes.
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Hierfür wäre eine Ergänzung des Baugesetzbuches erforderlich, die sich an der Systematik des § 176 BauGB 
(Baugebot) orientiert.

Teilung von Einfamilienhäusern

Insbesondere im Bestand von Einfamilienhäusern ist  das Problem der Unterbelegung stark ausgeprägt. 
Untersuchungen zeigen, dass rund 25 % der Eigentümer*innen von Einfamilienhäusern über 65 Jahre ihre  
Wohnsituation als unpassend empfinden und grundsätzlich zu einer Veränderung bereit wären (Kenkmann 
et al., 2024). Die gezielte Förderung der Teilung von Einfamilienhäusern stellt daher einen vielversprechen-
den Ansatz dar.

In angespannten Wohnungsmärkten könnten so innerhalb von zehn Jahren rund 248.000 Wohneinheiten 
entstehen.  Dies würde es älteren Menschen ermöglichen,  in ihrem vertrauten Umfeld zu bleiben,  und 
zugleich das Risiko finanzieller Überforderung reduzieren. Die CO2-Einsparungen werden im 10. Jahr auf 4 
Millionen Tonnen CO2 jährlich geschätzt (Kenkmann et al., 2019).

Vor diesem Hintergrund sollte das angekündigte Förderprogramm „Aus Alt mach Zwei“ zügig umgesetzt 
werden (BMWSB, 2025, S. 18). Dies ist insbesondere bei der Neuaufstellung der Gebäudeförderprogramme 
sowie im Rahmen der Haushaltsverhandlungen zu berücksichtigen.

Organisatorische Maßnahmen zur besseren Nutzung des Bestands

Untersuchungen  zeigen,  dass  allein  durch  organisatorische  Maßnahmen  jährlich  etwa  100.000  Wohn-
einheiten mobilisiert werden könnten (Fuhrhop, 2023). Ziel ist es, den vorhandenen Wohnraum effizienter 
zu nutzen und den weiteren Anstieg der Pro-Kopf-Wohnfläche zu begrenzen. Gehen wir davon aus, dass 
mit diesen Maßnahmen der Neubau von 100.000 Wohnungen substituiert wird, ergeben sich Einsparungen 
in Höhe von 5,2 Millionen Tonnen CO2 jährlich.

Mindestbelegungsregeln

Ein mögliches Instrument stellen Mindestbelegungsregeln dar. Die in der Schweiz angewandte n-1-Regel 
besagt,  dass bei  n Räumen eine Mindestbelegung von n-1 Personen vorgesehen ist.  Dieses Instrument  
genießt dort eine hohe gesellschaftliche Akzeptanz. Das theoretische Potenzial unterbelegter Wohnungen 
liegt in Deutschland bei rund 16,5 Millionen Wohneinheiten (Lage, 2024). Dieses Potenzial ist ausdrücklich 
als theoretisch zu verstehen. Ziel ist nicht dessen vollständige Ausschöpfung, sondern eine schrittweise 
Erprobung,  etwa zunächst im genossenschaftlichen Wohnungsbau. Nach einer erfolgreichen Implemen-
tierung könnte das Instrument schrittweise ausgeweitet werden – analog zur Entwicklung in der Schweiz. 

Das  BGB müsste  dergestalt  weiterentwickelt  werden,  dass  Vermieter*innen rechtsichere Vorgaben zur 
Mindestbelegung machen können. Dabei muss aber sichergestellt werden, dass die Vorgabe nicht genutzt  
wird, um alte Mietverträge zu beenden. Dies ist laut der Forschenden aber recht einfach umsetzbar.
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Gezielte Subventionierung bei Wohnraumverkleinerung

Ein weiterer Ansatz ist die gezielte Förderung freiwilliger Wohnraumverkleinerungen. Haushalte, die aus 
großen  Wohnungen  in  bedarfsgerechtere  kleinere  Wohnungen  umziehen,  könnten  einen  zeitlich 
begrenzten  Mietnachlass  erhalten.  Die  kommunale  Wohnungsgesellschaft  ProPotsdam  hat  mit  einem 
Mietnachlass  von  2  Euro  pro  Quadratmeter  positive  Erfahrungen  gemacht  (ProPotsdam,  2025).  Eine 
Evaluation durch die Hochschule Mittweida – deren Ergebnisse bislang noch nicht veröffentlicht sind – 
deutet darauf hin, dass diese Maßnahme sehr kosteneffizient ist und deutlich geringere Kosten verursacht 
als der Neubau von Wohnungen. Sie adressiert zudem den sogenannten Lock-in-Effekt, bei dem Haushalte 
in nicht mehr passenden Wohnungen verbleiben. 

Wir  schlagen  eine  bundesweite  Förderung  vor.  Mit  dieser  sollten  Wohnungsunternehmen  in  die  Lage 
versetzt  werden,  Umzugsprogramme  aufbauen.  Diese  sollen  Mieter:innen  belohnen,  welche  zu  groß 
gewordene Wohnungen aufgeben. Dies sollte insbesondere bei der Neugestaltung von Förderprogrammen 
und im Rahmen der Haushaltsverhandlungen berücksichtigt werden.

Übertragbarkeit und erste richtige Schritte

Mit etablierten Methoden der Fachliteratur lässt sich beispielsweise für die stark wachsende Stadt Freiburg 
im  Breisgau  zeigen,  dass  durch  die  Kombination  organisatorischer  und  baulicher  Maßnahmen  die 
Wohnungsbedarfe bis 2050 mehr als gedeckt werden können (Klimaschutz im Bundestag, 2025, S. 9). Es 
gibt kaum eine Stadt, die in den nächsten Jahren stärker wachsen wird als Freiburg. Dies weist daraufhin,  
dass dieses neue Siedlungsparadigma in Deutschland breit anwendbar wäre.

Positiv hervorzuheben ist, dass bereits erste politische Impulse gesetzt wurden. So wurde das Programm 
„Gewerbe zu  Wohnraum“ mit  einem Volumen von 360 Mio.  Euro  beschlossen (BMWSB,  2025).  Diese 
Ansätze sollten konsequent weiterentwickelt und skaliert werden.

Bei einer konsequenten Umsetzung der beschriebenen Maßnahmen sind zudem positive Spill-over-Effekte 
in  anderen  Sektoren  zu  erwarten.  So  zeigen  Untersuchungen  am  Beispiel  Berlin,  dass  eine  zentrale 
Nachverdichtung im Vergleich zu peripherer Siedlungsentwicklung die PKW-bedingten Emissionen um bis 
zu 43 % reduzieren kann (Nachtigall et al., 2025).
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Anlage „Kommunale sektor- und spartenübergreifende Energieleitplanung (KSSE)“

Verfasser: Jörg Lange, Klimaschutz im Bundestag e.V. 

1. Um die entsprechenden Flexibilitäten vor Ort zu ermöglichen, sollte die kommunale 
Wärmeplanung zu einer sektor- und spartenübergreifenden Energieleitplanung 
weiterentwickelt werden. 

2. Die Praxis bei Strom und Wärme folgt derzeit z.B. beim Ausbau von Wärmepumpen oder den 
Erneuerbaren weder den wissenschaftlichen Szenarien noch der Politik und ihren gesetzlichen 
Vorgaben. 

3. Die Stromversorgung mit Sonne und Wind unter Einbeziehung der Infrastrukturkosten (für 
Stromtransport und backup-Kraftwerke der saisonalen Speicherung) kostet aktuell mehr als 
die fortgesetzte Verbrennung fossiler Brennstoffe, aber um ein vielfaches weniger als das 
Verfehlen der Klimaziele, wenn die externen Kosten berücksichtigt würden. 

4. Die Kosten für den derzeit geplanten Netzausbau, das Netzengpassmanagement, und den 
Bau emissionsarmer Residuallastkraftwerke könnten die Netzentgelte mehr als verdoppeln 
und damit eine sozialverträgliche Wärmewende gefährden. 

5. Lokale (nodale) Signale (Anreize) für mehr Flexibilität vor Ort sind ein Teil der Lösung, um den 
Ausbau der Stromnetze und der mit grünen Brennstoffen betriebenen 
Residuallastkraftwerken zu begrenzen. 

6. Biogasanlagen können in der Fläche durch Umbau zu Speicherkraftwerken zur Abdeckung 
saisonaler Residuallasten ausgebaut werden und gesicherte Leistung bereitstellen. 

7. Bilanzierung, Monitoring, Nachjustierung und Bewertung der Maßnahmen im 
Gebäudebereich anhand von Treibhausgasen tragen zur Effizienz und zur Einsparung von 
Treibhausgasen in den nächsten 10-15 Jahren bei. 

8. Die Sanierung der Gebäudehülle ist nur im Rahmen üblicher Sanierungszyklen wirtschaftlich 
darstellbar. Sie steht im Wettbewerb zu weiteren technischen (z.B. Nachjustieren, Monitoring) 
und organisatorischen Maßnahmen (z.B. gemeinschaftliche Gebäudeversorgung). 

9. Ohne Maßnahmen zur Wohnraumsuffizienz und einem dauerhaften Entziehen von 
Wohnungen aus dem gewinnorientierten Wohnungsmarkt (Wiener Modell) werden die Kosten 
für Wohnraum weiter erheblich steigen und eine energetische Sanierung in vielen Fällen 
verhindern. 

10. Förderprogramme für die energetische Sanierung sollten an der tatsächlichen Einsparung
von Treibhausgasemissionen und in der Höhe an sozialen Kriterien bemessen werden. 

Quelle: https://klimaschutz-im-bundestag.de/ksse/
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